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Steuern, Subventionen und soziale 
Ungleichheit in Lateinamerika
Karl-Dieter Hoffmann

US-Außenministerin Hillary Clinton übte bei ihrer Lateinamerikareise im Juni 2010 
deutliche Kritik an der schlechten Steuermoral der lateinamerikanischen Oberschicht. 
Im Gegensatz zu anderen Teilen der Welt trägt in Lateinamerika die Fiskalpolitik nur 
sehr wenig zur Minderung der Armut und sozialen Disparitäten bei, und in vielen 
Ländern vertieft sie sogar die Kluft zwischen Arm und Reich.

Analyse

Lateinamerika haftet der Ruf an, die Weltregion mit der größten sozialen Ungleichheit 
zu sein. Die gegenwärtigen Steuersysteme und staatlichen Transferleistungen sind 
eher Teil der gravierenden Sozialprobleme als ein Ansatz zu deren Überwindung.

Die Steuerquote in Lateinamerika ist nur halb so hoch wie in den OECD-Staaten 
und liegt auch deutlich unter den Vergleichswerten anderer Entwicklungsländer 
mit ähnlich hohen Pro-Kopf-Einkommen.

Die niedrigen Steuereinnahmen beruhen keineswegs auf niedrigen Steuersätzen, 
sondern resultieren aus der in Relation zur Bevölkerungszahl schmalen Steuerba-
sis und dem beträchtlichen Ausmaß an Steuerhinterziehung.

Die relativ geringen Fiskaleinkünfte beschränken zwangsläufig den staatlichen 
Handlungsspielraum in der Ausgabenpolitik. In vielen Ländern wird dieses Pro-
blem dadurch verschärft, dass der weit überwiegende Teil der Einnahmen zur Fi-
nanzierung laufender Kosten fest verplant ist. 

Es entspricht der Logik des Phänomens, wenn die Unternehmer und Beschäftigten 
des informellen Sektors als (direkte) Steuerzahler größtenteils ausfallen. Die als 
notwendig erachtete Ausdehnung der Steuerbasis auf diesen Wirtschaftsbereich 
kann kaum gelingen, so lange einige Merkmale der geltenden Steuer- und Abga-
bensysteme als Anreize für eine Verstärkung der Informalität wirken.

In den meisten Staaten der Region profitieren vor allem Angehörige der Ober- 
und Mittelschicht von den staatlichen Subventionsprogrammen, wodurch die so-
ziale Ungleichheit weiter verstärkt wird.
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Merkmale der lateinamerikanischen 
Steuersysteme

Seit dem Beginn der Schuldenkrise (1982) ha-
ben sich die Steuersysteme Lateinamerikas mar-
kant verändert. Die Öffnung der Volkswirt-
schaften gegenüber dem Weltmarkt und die For-
mierung subregionaler Integrationsbündnisse 
hatten einen Bedeutungsverlust der Fiskalab-
gaben auf Außenhandelstransaktionen zur Fol-
ge, der durch alternative Steuerquellen kompen-
siert werden musste. Das ließ sich am leichtesten 
durch eine Ausweitung und Erhöhung indirekter 
Steuern (auf den Konsum) erreichen. In dieser fi-
nanziell angespannten Phase ging es vorrangig 
um eine rasche Steigerung der Staatseinnahmen, 
während redistributive Gesichtspunkte bei der 
Neuordnung der Steuersysteme quasi keine Rol-
le spielten.

Nach der Stabilisierung der lateinamerika-
nischen Ökonomien Anfang der 1990er Jahre er-
höhten sich die Steuereinnahmen im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) merklich. Die 
durchschnittliche Steuerquote, die in den Jahren 
1990-1992 bei 14,1 Prozent lag, stieg im Zeitraum 
1996-2000 auf 16,3 Prozent und im folgenden Jahr-
fünft auf 17,4 Prozent. Bis zum Ende der kräftigen 
Boomphase (2008) kletterte die Quote auf circa 19 
Prozent, ging 2009 aber wieder auf rund 18 Pro-
zent zurück. Damit ist die lateinamerikanische 
Steuerquote jedoch nach wie vor sehr viel nied-
riger als in anderen Weltregionen. In den OECD-
Ländern liegt diese mit durchschnittlich 36 Pro-
zent exakt doppelt so hoch wie in Lateinameri-
ka. Hinter dem regionalen Mittelwert verbergen 
sich höchst unterschiedliche nationale Abgabelas
ten. Das eine Extrem bildet Brasilien, wo mit ei-
ner Quote von 35 Prozent (davon 15 Prozent So-
zialabgaben) zumindest quantitativ OECD-Stan-
dards erreicht werden. In starkem Kontrast dazu 
stehen jene vier Länder, deren Steueraufkommen 
weniger als 15 Prozent des BIP ausmacht: Mexi-
ko, Guatemala, Paraguay und Ecuador. 

Neben der niedrigen Steuerlast stellt die un-
gewöhnlich große Bedeutung indirekter Steuern 
das zweite Merkmal der lateinamerikanischen 
Steuersysteme dar. Während in der OECD das 
Verhältnis von direkten und indirekten Steu-
ern in Bezug auf die gesamten Fiskaleinnahmen 
nahezu ausgeglichen ist, dominieren indirekte 
Steuern die Abgabelast in Lateinamerika mit 

einem Anteil von über 60 Prozent. In den mei-
sten Staaten ist die Mehrwertsteuer die mit Ab-
stand wichtigste Fiskalquelle. Rund zwei Drit-
tel der seit 1990 registrierten fiskalischen Mehr-
einnahmen entfallen auf diese Steuer. Während 
die Abgaben auf Außenhandelsgeschäfte im re-
gionalen Durchschnitt 2007 nur noch halb so viel 
zum gesamten Steueraufkommen beitrugen wie 
1990 (14,2 Prozent), stieg der Anteil der Mehr-
wertsteuer in derselben Zeitspanne von 25 auf 36 
Prozent. In vier Ländern der Region erbringt sie 
mehr als 45 Prozent aller Steuereinnahmen, und 
nur in Costa Rica und Panama liegt dieser Anteil 
unter 30 Prozent. 

Kehrseite der Dominanz von Verbrauchssteu-
ern ist die relativ geringe Bedeutung von Ein-
kommenssteuern. Zwar ist deren Beitrag zum 
gesamten Steueraufkommen von 1990 bis 2007 
von 22,1 auf 25,2 Prozent gestiegen, doch geht 
dies primär auf eine Erhöhung des Anteils der 
von Wirtschaftsunternehmen geleisteten Abga-
ben (corporate income tax) in Relation zu den indi-
viduellen Einkommenssteuern zurück. Innerhalb 
der OECD hat kein weiteres Mitglied ähnlich 
niedrige Einkommenssteuersätze für Privatper-
sonen wie die lateinamerikanischen Mitglieds-
länder Mexiko und Chile. Aber auch in Staaten 
mit einem Lateinamerika vergleichbaren Ent-
wicklungsniveau beanspruchen Einkommens-
steuern einen wesentlich größeren Anteil am BIP 
als in der Region südlich des Rio Grande. Etwa 
zwei Drittel der Einnahmen in dieser Steuerka-
tegorie werden von Unternehmen erbracht, wäh-
rend von den in Relation zur jeweiligen Bevölke-
rungszahl wenigen individuellen Einkommens-
steuerpflichtigen allenfalls eine kleine Minder-
heit die gesetzlich vorgeschriebenen Steuersätze 
entrichtet. 

Die geringe Relevanz von personengebun-
denen Einkommenssteuern trägt maßgeblich 
zur regressiven – die soziale Ungleichheit ver-
stärkenden – Wirkung der lateinamerikanischen 
Steuersysteme bei. Anders als in der OECD, wo 
der auf die Einkommensverteilung bezogene  
Gini-Koeffizient nach direkten Steuern um 5 Pro-
zentpunkte niedriger liegt, macht dieser Effekt in 
Lateinamerika nur 1 Prozent aus. Die im besten 
Fall minimale Progression der direkten Steuern 
wird in den meisten Ländern durch die regres-
sive Wirkung der Verbrauchssteuern überkom-
pensiert. Auch wenn die 20 Prozent der Bevöl-



- � -GIGA Focus Lateinamerika 7/2010

kerung mit den höchsten Einnahmen im regio-
nalen Regelfall mehr als 50 Prozent sämtlicher 
Steuern zahlen, ist die auf die verfügbaren mone-
tären Mittel bezogene effektive Steuerbelastung 
der unteren Quintile und insbesondere der ar-
men Haushalte proportional höher (Goñi, López 
und Servén 2008: 16). Daran vermögen auch re-
duzierte Mehrwertsteuersätze für Güter des täg-
lichen Bedarfs nichts zu ändern. Die regressiven 
Implikationen der Sozialabgaben, die ab einer 
gewissen Einkommenshöhe nicht weiter steigen, 
vervollständigen das Bild. In den geltenden Steu-
erregimen kann daher eine zusätzliche Determi-
nante der krassen sozialen Disparitäten gesehen 
werden.

Die Bedeutung von Verbrauchs- und ande-
ren Steuern wird in jenen Ländern relativiert, 
deren Fiskaleinnahmen zu einem beträchtlichen 
Teil aus dem Verkauf von wertvollen Rohstoffen 
im Staatsbesitz stammen. So hat sich der An-
teil solcher Einkünfte seit den 1990er Jahren bis 
zum Zeitraum 2006-2008 in Chile von 27,9 auf 
34,3 Prozent und in Kolumbien von 7,7 auf 17,8 
Prozent erhöht; den Extremfall bildet Venezue-
la, wo über 60 Prozent der Fiskaleinnahmen auf 
den Export von Erdöl(produkten) entfallen. Was 
sich in außenwirtschaftlichen Boomphasen als 
Segen für die Staatskasse erweist, kann in ökono-
mischen Krisenzeiten rasch zu einem ernsthaften 
Problem für die öffentlichen Finanzen mutieren. 
So ist die chilenische Steuerquote, die 2008 bei 
18,5 Prozent lag, binnen Jahresfrist auf 14,6 Pro-
zent abgesackt, wobei knapp 3 Prozentpunkte 
dieser Differenz durch die rückläufigen Erlöse 
beim Kupferexport verursacht wurden. Gemes-
sen am BIP fielen die staatlichen Rohstoffeinnah-
men binnen zweier Jahre (2007-2009) in Bolivien 
von 11,3 auf 6,0 Prozent und in Venezuela von 
14,6 auf 6,9 Prozent. Während die jährliche Vo-
latilität der Steuereinnahmen in Lateinamerika 
mit durchschnittlich 12,3 Prozent deutlich höher 
liegt als in den Industriestaaten (4,5 Prozent), ist 
die Schwankungsbreite bei den Ländern, die Eig-
ner strategischer Rohstoffe sind, noch größer: bei 
Venezuela sind es 24 Prozent, bei Ecuador rund 
20 Prozent. Die Verfügungsgewalt über enormen 
Rohstoffreichtum hat nicht nur in Lateinamerika 
die politische Klasse dazu verführt, die Erschlie-
ßung alternativer Steuerquellen sträflich zu ver-
nachlässigen. 

Bestimmungsfaktoren der niedrigen 
Steuerquote

Die geringe Steuerquote wird auch, aber keines-
wegs vorrangig durch niedrige Steuersätze ver-
ursacht. Auch die in der Region weitverbreite-
te und zum Teil beträchtliche Steuerhinterzie-
hung und deren Korrelat in Gestalt einer inef-
fizienten oder überforderten Steuerverwaltung 
erklären das Phänomen nur partiell. Tatsäch-
lich haben viele Steuersätze einen fast fiktiven 
Wert, weil zahlreiche Ausnahme- und Sonderre-
gelungen sowie (legale) Schlupflöcher existieren. 
Dazu kommt die schmale Steuerbasis, die sich 
auch aus hohen Steuerfreibeträgen bei der Ein-
kommenssteuer,� in erster Linie jedoch aus dem 
ausgeprägten Missverhältnis zwischen Erwerbs-
tätigen und effektiven Steuerzahlern ergibt. 

Ausnahmebestimmungen und Sonderregelun
gen finden sich bei indirekten wie direkten Steu-
erarten. So sind beispielsweise in Mexiko ganze 
Wirtschaftszweige wie die Land- und Forstwirt-
schaft sowie die Fischerei weitgehend von der 
Mehrwertsteuer befreit. Die umfänglichen Aus-
nahmeregelungen konterkarieren auch die teils 
hohen Sätze für Unternehmenssteuern, wodurch 
deren Produktivität noch geringer ist als jene der 
Mehrwertsteuer.� Es entspricht der regressiven 
Logik der Steuersysteme, dass die Bezieher hoher 
Einkommen am meisten von diesen Ausnahmen 
und Sondertarifen profitieren. 

Die diversen Schätzungen über das Ausmaß 
der Steuerhinterziehung ergeben kein einheit-
liches Bild, weisen dem Problem aber durchweg 
eine gewaltige Größenordnung zu. So werden 
dem Fiskus bei der Einkommenssteuer mindes
tens 35 Prozent, vielfach deutlich über 40 (z.B. 
Peru, Argentinien) und in Einzelfällen mehr als 
60 Prozent (Ecuador, Guatemala) vorenthalten, 
wobei die Steuerhinterziehung bei den indivi-

�	 Lag die Schwelle, ab der eine Person einkommenssteuer-
pflichtig wurde, zur Mitte der 1980er Jahre bei rund 60 Pro-
zent des damaligen Pro-Kopf-Einkommens (PKE), liegt der 
Grenzwert heute im regionalen Durchschnitt bei 2,3 PKE. Als 
die großzügigen Freibeträge im Rahmen der marktwirtschaft-
lichen Reformen nach der Schuldenkrise eingeführt wurden, 
ging es den Regierungen darum, Investitionen anzuregen 
und – wichtiger noch – Anreize für eine Rückkehr von Flucht-
kapital zu setzen (Mahon 2009: 11).

�	 Die sogenannte Produktivität einer Fiskalabgabe erfasst die 
auf das BIP bezogene Summe der Einnahmen, die jeder Pro-
zentpunkt dieser Steuer erbringt. So verzeichnet Argentinien 
(2007) mit einem Mehrwertsteuersatz von 12 Prozent Einnah-
men in Höhe von 6,1 Prozent des BIP, während Peru und Mexi-
ko mit einem Satz von jeweils 16 Prozent einen BIP-Anteil von 
5,5 bzw. 4,9 Prozent erreichen (Jiménez und Gómez 2009: 27).
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duellen Steuerpflichtigen jene der korporativen 
regelmäßig übersteigt. Die Hinterziehungsraten 
bei den indirekten Steuern sind zwar niedriger, 
bewegen sich im Fall der wichtigen Mehrwert-
steuer aber gleichwohl zwischen einem Vier-
tel und einem Drittel der tatsächlichen Einnah-
men dieser Abgabe. Die enorme Dimension der 
Steuerhinterziehung verweist auf eine Unmenge 
nicht deklarierter kommerzieller Transaktionen, 
Umsätze und Gewinne, die somit auch nicht in 
die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung einge-
hen, was gleichzeitig die Qualität der offiziellen 
makroökonomischen Statistiken ernsthaft in Fra-
ge stellt. Auch bei der Entrichtung von Sozialab-
gaben werden die Vorschriften häufig missach-
tet, woraus Minderzahlungen in Höhe von bis zu 
50 Prozent der Pflichtbeiträge resultieren. 

Obwohl in einigen Ländern die Effizienz der 
Steuerverwaltung in den letzten Jahren gestei-
gert werden konnte, besteht das Problem ohne 
Ausnahme überall in der Region fort. Zahlreiche 
mittlere und große Unternehmen aus dem forma-
len Segment der Wirtschaft kommen ihrer Steuer-
pflicht überhaupt nicht oder nur zu einem Bruch-
teil der vorgeschriebenen Tarife nach. Dabei er-
weist sich überall dort, wo die Steuerhinterzie-
hung quasi zum „Massensport“ der Ober- und 
Mittelschicht avanciert ist, eine Trendumkehr als 
besonders schwierig. Dies ist auch deshalb so, 
weil im lateinamerikanischen Regelfall die noto-
rische Steuerhinterziehung nur eine unter zahl-
reichen Verhaltensweisen ist, in der sich eine auf-
fällige Geringschätzung der geltenden Gesetze 
und Vorschriften und mithin eine Missachtung 
der staatlichen Autorität manifestiert (Bergman 
2009). Unabhängig davon wird die Steuerhinter-
ziehung in vielen Ländern auch durch die über-
aus komplizierten Steuereinzugsverfahren be-
günstigt, was gleichzeitig der mangelnden Effizi-
enz der Steuerbehörden und -fahnder Vorschub 
leistet. Die im Zusammenhang mit der Erfül-
lung der Steuerpflicht anfallenden Transaktions-
kosten gehören zu den höchsten der Welt. In El 
Salvador, Panama, Uruguay und Nicaragua müs-
sen Unternehmer ihre Steuern quasi im Wochen-
rhythmus entrichten, mit 70 Einzelzahlungen im 
Jahr hält Venezuela den Rekord.

Die im Vergleich zur Erwerbsbevölkerung 
schmale Steuerbasis ergibt sich hauptsächlich 
aus dem enormen Gewicht informeller Wirt-
schaftsaktivitäten. Von wenigen Ausnahmen ab-

gesehen, geht in den lateinamerikanischen Län-
dern zumindest jeder zweite Erwerbstätige einer 
informellen Beschäftigung nach. Allein über ih-
re Verbindungen zur formellen Wirtschaft tra-
gen die informell Beschäftigten vermittels der 
Zahlung von Verbrauchssteuern zu den Fiskal-
einnahmen bei, was unter anderem die heraus-
ragende Bedeutung der Mehrwertsteuer erklärt. 
Der informelle Sektor entrichtet selbst nicht nur 
keine direkten Steuern, er mindert durch sein Wa-
ren- und Dienstleistungsangebot zudem die Um-
sätze der offiziell registrierten Unternehmen und 
damit die Höhe von deren Fiskalabgaben. Jeder 
ambulante Händler, der Produkte verkauft, die 
sich auch im Sortiment legal operierender Wa-
renhäuser befinden, trägt indirekt zur Verminde-
rung des Steueraufkommens bei. Die Nicht-Zah-
lung von Steuern und (Sozial-)Abgaben wirkt 
wie eine Subvention, die es auch Fertigungsstät-
ten mit niedriger Produktivität ermöglicht, über 
den Preis Marktanteile zulasten produktions-
technisch überlegener legaler Unternehmen zu 
gewinnen (Pagés 2010: 164ff.); häufig reagieren 
formelle Firmen auf diesen Verdrängungsdruck 
ebenfalls mit Steuerhinterziehung, um über Kos
tenersparnisse ihre Wettbewerbsposition zu ver-
bessern. Freilich besteht auch innerhalb des for-
mellen Wirtschaftsbereichs der Anreiz, die Posi-
tion der eigenen Firma gegenüber der Konkur-
renz durch eine möglichst geringe de facto-Steu-
erlast zu stärken – wobei diese Versuchung umso 
größer sein dürfte, je weiter verbreitet die Steuer-
hinterziehung ist. 

Eine Ausweitung der Steuerbasis auf Teilbe-
reiche des informellen Sektors kann kaum ge-
lingen, wenn zentrale Elemente der Steuer- und 
Abgabenordnung der Informalität eher förder-
lich denn abträglich sind. In Ökonomien, die ei-
nen großen informellen Sektor umfassen, wächst 
die Attraktivität der Informalität mit der Verteu-
erung des Faktors Arbeitskraft im formalen Seg-
ment der Wirtschaft. Im lateinamerikanischen 
Durchschnitt erhöhen die Lohnnebenkosten die 
Arbeitskosten von legal wirtschaftenden Unter-
nehmen um 40 Prozent. Die Attraktivität der In-
formalität wird insbesondere dann erhöht, wenn 
– wie im Fall des Plan Obligatorio de Salud del 
Régimen Subsidiado (POS-S) in Kolumbien – So-
zialprogramme für informell Beschäftigte durch 
eine von Arbeitgebern und Arbeitnehmern des 
formellen Teils der Wirtschaft zu zahlende Son-
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derabgabe finanziert werden (Pagés 2010: 198ff.). 
Ohne innovative Modelle, die zumindest einen 
spürbaren Teil der Abgaben an die Sozialversi-
cherung über allgemeine Steuern finanzieren und 
mithin die Kostenvorteile informeller Betriebe re-
duzieren, dürften Fortschritte bei der Formalisie-
rung der Volkswirtschaften kaum möglich sein. 

In den meisten Staaten der Region gelten spe-
zielle Steuerbestimmungen für kleine Betriebe, 
die unter anderem das Ziel verfolgen, infor-
mellen Produktionsstätten den Weg in die Forma-
lität zu erleichtern. Von den Sonderregeln (nied-
rige Steuersätze, vereinfachtes Erhebungsverfah-
ren) profitieren jedoch nur solche Firmen, die ein 
bestimmtes Umsatzvolumen nicht übersteigen. 
Nach Überschreiten dieser Schwelle steigt der 
Steuersatz in vielen Ländern abrupt an (z.B. in 
Mexiko bei der Einkommenssteuer von 2 auf 28 
Prozent), was kontraproduktive Effekte auslöst. 
Weder motivieren derlei Bestimmungen produk-
tivitätssteigernde Maßnahmen noch begünstigen 
sie eine Verbesserung der Steuermoral.

Wenn staatliche Transferzahlungen die soziale 
Ungleichheit verstärken

Die niedrige Steuerquote in Lateinamerika 
schränkt das Umverteilungspotenzial stark ein. 
Bezogen auf den jeweiligen Anteil am BIP wird 
in der Region nur halb so viel für Transferleis
tungen ausgegeben wie in der EU (7,3 gegenüber 
14,7 Prozent). Entscheidend für den redistributi-
ven Effekt ist indessen weniger die Höhe der ver-
fügbaren Mittel als das konkrete Design der da-
durch finanzierten Ausgabenprogramme. Tat-
sächlich wird in Lateinamerika ein beträchtlicher 
Teil dieser Ausgaben suboptimal verwendet; so-
ziale Ungleichheiten werden durch Transfers im 
Regelfall nur minimal vermindert und in einigen 
Ländern sogar (leicht) verstärkt. Ein Beispiel lie-
fern die großzügigen Pensionsregelungen für be-
stimmte Gruppen von Staatsbediensteten, wel-
che manchen Staatshaushalt enorm belasten. In 
den meisten Fällen klafft zwischen den aktuellen 
Beitragseinnahmen und den laufenden Pensions-
zahlungen eine riesige Lücke, die durch Steu-
ergelder geschlossen wird (Birdsall, de la Torre 
und Menezes 2008: 72). Die mit diesen Pensions-
systemen verbundenen Privilegien, wie das nied-
rige Pensionsalter oder die hohen Bezüge, die im 

Todesfall ohne Abstriche an Ehegatten oder Kin-
der bis an deren Lebensende gezahlt werden, su-
chen in den westlichen Wohlstandsgesellschaften 
ihresgleichen. Im lateinamerikanischen Durch-
schnitt entfallen auf die beiden obersten Einkom-
mensquintile rund 80 Prozent sämtlicher Pensi-
onszahlungen, während das unterste Quintil we-
niger als 3 Prozent erhält. In Mexiko entsprachen 
die kumulierten Pensionszahlungen an ehema-
lige Mitarbeiter des nationalen Erdölunterneh-
mens Petróleos Mexicanos (PEMEX), der staat-
lichen Sozialversicherungsbehörde und der na-
tionalen Elektrizitätsgesellschaft im Jahre 2005 
einem Anteil von 7 Prozent des BIP (OECD 2007: 
41). Das brasilianische Rentensystem verzeichne-
te im Jahre 2002 ein Defizit in Höhe von 5,5 Pro-
zent des BIP, wovon ein Viertel auf das Konto der 
circa 21 Millionen früheren Privatangestellten 
ging, während drei Viertel des Fehlbedarfs durch 
die üppige Versorgung der 2,3 Millionen ehema-
ligen Staatsbediensteten verursacht wurde. In-
zwischen haben die Pensionsreformen der Re-
gierungen Lula da Silva und Calderón die Staats-
kassen spürbar entlastet, ohne allerdings wesent-
liche dysfunktionale Elemente der Versorgungs-
systeme außer Kraft zu setzen. In Peru bestand 
der zentrale Teil einer entsprechenden „Reform“ 
darin, die Privilegien für künftige Anspruchsbe-
rechtigte zu vermindern. 

Einzig sogenannte conditional cash transfers 
vermögen die Situation armer Haushalte wirk-
lich zu verbessern. Deren prominenteste Bei-
spiele sind die Programme Oportunidades in 
Mexiko und Bolsa Família in Brasilien. Mittler-
weile existieren in 17 Ländern der Region sol-
che Programme. Von den geschätzten 100 Milli-
onen Lateinamerikanern, die im Jahre 2009 von 
solchen Transfers profitierten, lebt fast die Hälf-
te in Brasilien. Auch wenn der deutliche Rück-
gang der Armut im Zeitraum 2002-2008 (von 44 
auf 33 Prozent) in starkem Maße durch die Ef-
fekte derartiger Programme bestimmt wurde, 
reichen die staatlichen Zuwendungen in der Re-
gel nicht aus, um die Einkommen der Begünstig
ten über die Armutsgrenze ansteigen zu las-
sen. Im regionalen Durchschnitt verbessern die 
Transfers das PKE in den ärmsten Haushalten 
um rund 15 Prozent (ECLAC 2010: 29). Nur in 
wenigen Fällen übersteigen die gesamten Auf-
wendungen der conditional cash transfers den Ge-
genwert von 1 Prozent des BIP. Aufgrund dieses 
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bescheidenen Umfangs sind solche Programme 
kaum in der Lage, eine Korrektur des Gini-Ko-
effizienten der Einkommensverteilung zu be-
wirken, was nichts daran ändert, dass sie beim 
Großteil der Zahlungsempfänger zu einer zwar 
bescheidenen, aber dennoch spürbaren Anhe-
bung des Lebensstandards führen. 

Wem nutzen die Subventionen?

Obwohl die niedrige Steuerquote den poten-
ziellen Verteilungsspielraum der Staatsausgaben 
von vornherein einengt, lässt sich wohl in keinem 
anderen Bereich eine vergleichbar hohe Fehlallo-
kation und Verschwendung knapper staatlicher 
Gelder nachweisen wie in jenem der öffentlichen 
Subventionen. Die lateinamerikanischen Staaten 
geben Jahr für Jahr den Gegenwert von 5-10 Pro-
zent des BIP für preisstützende Maßnahmen aus. 
Diese beeindruckende Größenordnung ergibt 
sich daraus, dass sich die Subventionen auf Gü-
ter und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs 
beziehen und der Nutzen dieser Programme 
– anders als bei den Transferzahlungen – nicht 
auf bestimmte soziale Gruppen beschränkt ist. 
Die größten Summen verschlingen die Subven-
tionen für Treibstoffe, Gas, Elektrizität und die 
Trinkwasserversorgung. In Argentinien wendet 
die Regierung für jeden Peso, der in Sozialpro-
gramme fließt, 5,6 Pesos auf, um die Preise von 
Benzin, Gas, Transport (U-Bahn, Eisenbahn) und 
einiger Lebensmittel niedrig zu halten.

In den erdölexportierenden Ländern Latein-
amerikas kommen zu den direkten die implizi-
ten Subventionen hinzu, die sich aus der Diffe-
renz zwischen dem Inlandstarif und dem poten-
ziellen Exporterlös ergeben. Nirgendwo auf der 
Welt werden Treibstoffe billiger angeboten als in 
Venezuela, wo der Preis für einen Liter Benzin 
(3-4 US-Cent) nicht ausreicht, um auch nur die 
Produktionskosten zu decken. Für Mexiko und 
Ecuador hatte der hohe Ölpreis auch eine Schat-
tenseite, weil zur Deckung des subventionierten 
Binnenverbrauchs aufgrund fehlender Raffinerie-
kapazitäten ein großer Teil der Treibstoffe impor-
tiert werden muss. In Ecuador machen Subventi-
onszahlungen nicht weniger als 40 Prozent der 
Staatsausgaben aus, wovon zwei Drittel auf Öl-
derivate entfallen. Im Zeitraum 2005-2008 über-

stiegen die Kosten für die Treibstoffsubventionen 
hier die staatlichen Ausgaben für Gesundheit 
und Bildung um circa 65 Prozent. Ebenso wie in 
Venezuela geht ein beträchtlicher Teil dieser Auf-
wendungen auf den umfangreichen Kraftstoff-
schmuggel in die Nachbarstaaten zurück. Ähn-
liches geschieht in Bolivien, wo im Grenzgebiet 
zu Argentinien und Peru ein reger illegaler Han-
del mit Flüssiggaszylindern stattfindet. 

Der gravierende sozialpolitische Makel der 
Subventionsprogramme für Basisgüter- und  
-dienstleistungen besteht darin, dass sie weit 
überwiegend gerade von jenen Gesellschafts-
schichten in Anspruch genommen werden, die 
aufgrund ihres Einkommens solcher Vergüns
tigungen in keiner Weise bedürfen. In Mexi-
ko hat man errechnet, dass von jedem Peso, der 
zur Verbilligung von Kfz-Treibstoff ausgegeben 
wird, 50 Cent an das oberste Einkommensquin-
til gehen, während nur 3 Cent auf die untersten 
20 Prozent der Einkommenspyramide entfallen. 
Letztere sind freilich die ersten, die protestieren 
und demonstrieren, wenn die Benzinpreise ange-
hoben werden, da sie über höhere Bustarife und 
durch die Auswirkungen gestiegener Transport-
kosten auf die Lebensmittelpreise proportional 
am stärksten von der Verteuerung betroffen sind. 
Eine Beschränkung der Subventionsprogramme 
auf den Verbrauch des wirklich bedürftigen Teils 
der Bevölkerung würde enorme Finanzmittel 
freisetzen, die sinnvoll für andere Zwecke – etwa 
die dringende Modernisierung der Verkehrsin-
frastruktur – verwendet werden könnten. Es er-
scheint geradezu aberwitzig, wenn in Venezue-
la der Benzinkonsum der Oberschicht mit vie-
len Milliarden US-Dollar subventioniert wird, 
während der nationalen Erdölfirma PdVSA un-
ter Missachtung ihrer (Re-)Investitionsbedürf-
nisse die Übernahme der Kosten für zahlreiche 
Sozialprogramme (misiones) aufgebürdet wird. 
In einigen Ländern existieren bereits Zuteilungs-
verfahren, die eine Fokussierung der Subventi-
onsleistungen auf die Armutsbevölkerung ge-
währleisten sollen. So wird in El Salvador ver-
billigtes Haushaltsgas nur noch gegen Vorlage 
einer Stromrechnung abgegeben, die einen be-
stimmten monatlichen Elektrizitätsverbrauch (99 
KWh) nicht übersteigt. Solche Regelungen kön-
nen Missbrauch nicht verhindern, aber zumin-
dest spürbar reduzieren.
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Schlussfolgerungen

Die Entschlackung der Subventionsprogramme 
mag in Lateinamerika neue fiskalische Spielräu-
me eröffnen. Um den staatlichen Haushalten je-
doch eine solide Struktur zu verschaffen, die den 
konjunkturellen Wechselfällen standhält, bedarf 
es wesentlich mehr –vor allem einer spürbaren 
Erhöhung der Steuerquote. Während der jüngste 
Wirtschaftsboom den diesbezüglichen Hand-
lungsbedarf quasi einschläferte, war die folgende 
Krise 2008/2009 nicht tief genug, um die poli-
tisch Verantwortlichen zu der überfälligen Neu-
ordnung der Fiskalsysteme zu drängen. Die not-
wendige Vergrößerung der Steuerbasis umfasst 
im Wesentlichen drei Komponenten: die zuneh-
mende fiskalische Inkorporation bislang infor-
meller Wirtschaftsaktivitäten, die Übernahme ei-
ner höheren Steuerbürde durch die Oberschicht 
sowie die Steigerung der Effizienz der Steuerbe-
hörden. Die beiden letzteren Punkte bedingen 
sich gegenwärtig in negativer Weise, was auf die 
machtpolitische Barriere für eine andere Fiskal-
politik verweist.
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